
 

 

 

Die Sektion Begutachtung der DGOU befasste sich auf ihrer dritten Sitzung aus Anlass des DKOU 2019 

in Berlin am 25.10.2019 u.a. mit dem Thema 

Begutachtung multimorbider Patienten in der PUV 

Es referierte Dr. C. Hirgstetter, Gesellschaftsarzt a.D. der Allianz-Versicherung: 

 

Die Begutachtung multimorbider Versicherter in der PUV stellt ärztliche Sachverständige zunehmend 

vor teils erhebliche Abgrenzungsprobleme. Besonders anspruchsvoll sind Konstellationen, bei denen 

ein Versicherter wegen seines schlechten Allgemeinzustandes, mangels ausreichender Mobilität oder 

nach Versterben jenseits des ersten Jahres nach dem Unfall nicht mehr nachuntersucht werden kann. 

Bei komplexen und insbesondere juristisch belasteten Fällen empfiehlt sich ein strukturiertes 

Vorgehen, um zu einer für alle Beteiligten verständlichen und insbesondere für den Auftraggeber 

regulierungstauglichen Expertise zu gelangen. 

 

Abhängig von der Komplexität müssen vom benannten Gutachter erweiterte Kenntnisse bezüglich der 

spezifischen Kriterien der PUV bzw. der AUB vorgehalten werden. 

 

Die Kausalitätsnorm muss strikt beachtet werden, es zählen nur die Folgen des Unfalls, 

Unfallfremdes muss als Vorinvalidität und/oder unfallfremde Mitwirkung abgegrenzt werden. 

 

Wichtig ist insofern die Erfassung der unfallbedingten Erst-Gesundheitsschädigung möglichst 

authentisch anhand zeitnah zur Erstbehandlung erstellter Berichte. 

 

Anschließend erfolgt ein Abgleich des Folgeschadensbildes mit dieser primären Unfallschädigung. 

Ursache für ein etwaiges Missverhältnis können unfallfremde Einflüsse, aber auch unfallbedingte 

Ereignisse wie beispielsweise Komplikationen im Heilverlauf sein. 

 

Bei hinreichendem Verdacht muss in den übermittelten Unterlagen nach Hinweisen auf unfallfremde 

Aspekte gesucht und eine erste kausale Abgrenzung vorgenommen werden. 

Sofern vom Auftraggeber zur Vermeidung einer für alle Beteiligten aufwändigen Recherche um eine 

näherungsweise Einschätzung der unfallbedingten Invalidität gebeten wird, kann in geeigneten Fällen 

eine fiktive Bemessung der isolierten Unfallfolgen unter Ausblendung des unfallfremden Settings 

versucht werden. 



 

Im Falle einer vertieften Prüfung müssen Vorinvalidität und unfallfremde Mitwirkung anhand 

aussagekräftiger Unterlagen gutachtlich plausibel begründet werden, da der Versicherer hierfür 

beweispflichtig ist. 

 

Aufgabe eines ärztlichen Gutachters ist die sachverständige medizinische Beurteilung eines 

Sachverhalts sowie die entsprechende Beratung des jeweiligen Auftraggebers, nicht jedoch die 

definitive Lösung eines Falls. Insofern darf der Sachverständige sich insbesondere zu Vorinvalidität 

und unfallfremder Mitwirkung nicht in Spekulationen ergehen. 

 

Stattdessen empfiehlt sich eine Identifikation potenziell weiterführender Informationsquellen und 

deren Kommunikation mit dem Auftraggeber mit einem Hinweis auf deren Relevanz für ein 

gutachtliches Votum bzw. den letztlich resultierenden unfallbedingten Invaliditätsgrad.  Dem 

Auftraggeber obliegt die Entscheidung, inwiefern weitere Dokumente bereitgestellt werden können 

oder sollen. 

 

Nach Sichtung sämtlicher vorliegender Informationen und Unterlagen folgt unter bestmöglicher 

Kausalitätsabgrenzung und möglichst AUB-konform eine nachvollziehbare Darstellung von 

Folgeschadensbild, Vorinvalidität, unfallfremder Mitwirkung und resultierender unfallbedingter 

Invalidität. Diese Positionen können abschließend in Zahlenwerte gefasst werden, was in komplexen 

Fällen möglicherweise nicht immer vollständig gelingt. 
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